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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

In der Frühjahrssession lehnte der Ständerat einstimmig eine Standesinitiative des
Kantons Solothurn ab, welche verlangte, die direkte Spitalsubventionierung der
Kantone sei abzuschaffen und durch eine volle Kostendeckung über die
Versicherungspauschale zu ersetzen. Die kleine Kammer begründete ihre Ablehnung
der Initiative, deren Stossrichtung durchaus als bedenkenswert erachtet wurde, mit der
anlaufenden 2. Teilrevision des Krankenversicherungsgesetzes, bei welcher die
Spitalfinanzierung ohnehin zur Diskussion steht. Sie überwies aber ein Postulat ihrer
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK), welches den Bundesrat bittet,
die Auswirkungen einer Aufhebung der kantonalen Spitalsubventionierung zu prüfen.
Der Nationalrat lehnte die Standesinitiative ebenfalls ab, nahm aber seinerseits ein
analoges Postulat seiner SGK an (Po. 99.3154). 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.05.1999
MARIANNE BENTELI

Im Juni 2020 hatte die SGK-NR entschieden, die ähnlich lautende Motion ihrer
Schwesterkommission (Mo. 19.3957) den Standesinitiativen der Kantone St. Gallen (Kt.Iv.
18.309), Thurgau (Kt.Iv. 18.318), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.322) und Basel-Landschaft (Kt.Iv.
18.324) vorzuziehen. Sie hatte diesen Schritt damit begründet, dass die Motion im
Unterschied zu den Standesinitiativen einen direkten Auftrag an den Bundesrat
beinhaltete. In der Herbstsession 2020 folgte der Nationalrat dem Vorbild ihrer
Kommission und lehnte die vier Standesinitiativen für eine kostendeckende
Finanzierung der Kinderspitäler stillschweigend ab. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Die Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt verlangten in vier ähnlich
gelagerten Standesinitiativen (Kt.Iv. 20.331; Kt.Iv. 21.304; Kt.Iv. 21.307; Kt.Iv. 21.312) die
Beteiligung des Bundes an den Ertragsausfällen der Spitäler, die auf das durch den
Bundesrat erlassene Verbot von «nicht dringend angezeigten medizinischen Eingriffe[n]
und Therapien» vom März 2020 zurückzuführen sind. Es gehe nicht an, dass sich der
Bund nun aus der Verantwortung stehle, ist etwa der Begründung des Kantons
Schaffhausen zu entnehmen. Damit keine kantonalen Ungleichbehandlungen
entstünden, solle die Koordination der Kompensation zwischen dem Bund, den
Kantonen und den Krankenkassen über die GDK erfolgen. Im November 2021 nahm sich
die SGK-SR den Standesinitiativen an. Ihr zufolge falle das Bereitstellen der für die
Pandemie notwendigen Spitalkapazitäten in den Aufgabenbereich der Kantone. In
Krisensituationen liege es an allen Staatsebenen, einen Teil der Last zu übernehmen.
Bislang sei es der Bund gewesen, der 80 Prozent der Kosten, die im Zusammenhang mit
der Pandemie angefallen sind, übernommen habe. Daher beantragte die Kommission
mit 9 zu 3 Stimmen, den Standesinitiative keine Folge zu geben. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.11.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Wintersession 2021 befasste sich der Ständerat mit vier Standesinitiativen der
Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt (Kt.Iv. 20.331; Kt.Iv. 21.304; Kt.Iv.
21.307; Kt.Iv. 21.312), die den Bund dazu auffordern wollten, für die während der
ersten Covid-19-Welle entstandenen Ertragsausfälle der Spitäler aufzukommen. Peter
Hegglin (mitte, ZG) erläuterte für die SGK-SR, dass es für eine «seriöse Beratung»,
inwiefern sich der Bund finanziell beteiligen soll, den Schlussbericht in Erfüllung des
Postulates 20.3135, welcher auf Ende 2023 angekündigt sei, abzuwarten gelte. Daher
habe die Kommission den Standesinitiativen keine Folge gegeben.
Minderheitensprecher Hannes Germann (svp, SH) erwiderte, dass sich der Bund an den
Kosten beteiligen solle, da er mit seinem Durchführungsverbot von nicht dringend
angezeigten medizinischen Eingriffen und Therapien das Subsidiaritätsprinzip verletzt
und in die kantonale Autonomie eingegriffen habe. Der dadurch entstandene Schaden
belaufe sich gemäss Schätzungen des Dachverbands der Spitäler H+ Ende 2020 auf CHF
1.5 bis 1.8 Mrd. Auch Maya Graf (gp, BL) plädierte für Folgegeben und bezeichnete die
Spitäler als «unsere wichtigsten Gesundheitsversorger». Mit 21 zu 19 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) gab das Stöckli den Kantonsbegehren knapp keine Folge. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Nachdem sich die SGK-NR gegen die vier Standesinitiativen zur Beteiligung des Bundes
an den Ertragsausfällen und Mehrkosten von Spitälern und Kliniken während der
ersten Covid-19-Welle (Kt.Iv. SH 20.331; Kt.Iv. AG 21.304; Kt.Iv. TI 21.307; Kt.Iv. BS 21.312)
ausgesprochen hatte, kamen die Initiativen in der Herbstsession 2022 in den
Nationalrat. Eine Minderheit rund um Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) war der
Auffassung, dass der Bund in die Pflicht genommen werden sollte, da er während der
Pandemie gewisse Eingriffe der Spitäler verboten hatte. Zudem habe er in
vergleichbaren Situationen auch beim öffentlichen Ortsverkehr Vergütungen
vorgenommen. Kommissionssprecher Christian Lohr (mitte, TG) teilte diese Ansicht
indes nicht. Der Bund habe bereits die Finanzierung des grössten Teils der
gesundheitlichen Covid-19-Massnahmen übernommen. So sei dieser etwa für
Gesundheitskosten in der Höhe von CHF 5 Mrd. aufgekommen. Mit jeweils ungefähr 140
zu 35 Stimmen gab der Nationalrat den Standesinitiativen keine Folge. Einzig die grüne
Fraktion sprach sich geschlossen für Folgegeben aus, die anderen Fraktionen votierten
geschlossen (GLP-Fraktion) oder grossmehrheitlich dagegen. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Ärzte und Pflegepersonal

Im Mai 2018 beschäftigte sich die WBK-SR mit der Vorprüfung einer Standesinitiative
des Kantons Bern. Diese forderte eine Anpassung des MedBG, welche zur Folge hätte,
dass die Kantone pro Arzt oder Ärztin in Weiterbildung jährlich eine Pauschale von
mindestens CHF 15'000 an ihre Krankenhäuser entrichten müssten. Zudem soll
zwischen den Kantonen ein Ausgleichsmechanismus geschaffen werden, um eine
Teilung der Kosten, die durch die ärztliche Weiterbildung verursacht werden, zu
ermöglichen. Der Solidaritätsgedanken bezüglich Weiterbildungsfinanzierung wurde von
der Kommission zwar durchaus positiv bewertet und sie erachtete die Standesinitiative
auch als gerechtfertigt. Es sei jedoch den Kantonen selbst überlassen, wie sie in die
Weiterbildung der Ärztinnen und Ärzte investieren wollen. Es gehe nun vielmehr darum,
Anreize zu schaffen, um skeptische Kantone zur Unterzeichnung der interkantonalen
Vereinbarung über die ärztliche Weiterbildung zu bewegen. Diese war 2014 von der
Plenarversammlung der GDK verabschiedet worden. Für das Inkrafttreten brauche es
den Beitritt von 18 Kantonen, bislang seien es 14 Kantone. Die WBK-SR hielt es deshalb
für zu früh, auf Bundesebene tätig zu werden, und beantragte mit 10 zu 1 Stimmen, dem
Geschäft keine Folge zu geben. Eine Kommissionsminderheit bestehend aus Werner
Luginbühl (bdp, BE) sah das jedoch anders und sprach sich für Folgegeben aus. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.05.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem die WBK-SR bezüglich der Standesinitiative des Kantons Bern zur ärztlichen
Weiterbildungsfinanzierung kein Folgegeben beantragt hatte, folgte der Ständerat
seiner Kommission im Juni 2018. Entsprechend kurz fiel die Ratsdebatte aus. Olivier
Français (fdp, VD) fasste für die Kommission noch einmal die wichtigsten Punkte
zusammen. Dabei betonte er, dass durch den Vorstoss der Föderalismus untergraben
werde. Spitalangelegenheiten lägen im Zuständigkeitsbereich der Kantone und es gehe
nicht an, dass Dinge, die auf dem Verhandlungsweg nicht hätten erreicht werden
können, durch die Bundesbehörden erzwungen würden. Zwar sei die medizinische
Ausbildung wichtig, relevant sei allerdings auch, dass die Kantone untereinander eine
Einigung fänden, ohne dass sich das nationale Parlament in die Angelegenheit
einmische. Werner Luginbühl (bdp, BE), der an der Kommissionssitzung als einziges
Mitglied der WBK-SR die Standesinitiative befürwortet hatte, stellte unter anderem aus
Loyalitätsgründen zu seinem Heimatkanton Bern den Antrag auf Folgegeben. Zusammen
mit drei anderen Ratsmitgliedern wurde er allerdings deutlich mit 35 zu 4 Stimmen (bei
einer Enthaltung) überstimmt. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Wie bereits ihre Schwesterkommission und das Stöckli empfahl auch die WBK-NR
ihrem Rat, der Standesinitiative des Kantons Bern zur ärztlichen
Weiterbildungsfinanzierung keine Folge zu geben. Für die ärztliche Weiterbildung seien
die Kantone zuständig. Weiter werde derzeit ein entsprechendes interkantonales
Konkordat zur ärztlichen Weiterbildungsfinanzierung (WFV) ratifiziert. Bisher sei es von
14 Kantonen unterzeichnet worden und bis Ende 2018 sollten die für das Inkrafttreten
benötigten Unterschriften von 18 Kantonen erreicht werden. Es bestehe zurzeit also
keine Notwendigkeit, auf Bundesebene zu intervenieren. Stillschweigend und
diskussionslos gab der Nationalrat in der darauffolgenden Herbstsession dem Geschäft
keine Folge. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.09.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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Epidemien

Da eine entsprechende Unterstützung für Sport-, Kultur- und Freizeitvereine im
Rahmen des Covid-19-Gesetzes in der Zwischenzeit geschaffen worden war, sprach
sich nach dem Ständerat auch der Nationalrat in der Sommersession 2021 dagegen aus,
der Standesinitiative des Kantons Jura Folge zu geben. Diese ablehnende Haltung hatte
zuvor auch die WBK-NR ausgedrückt, gleichzeitig aber auch eine Verlängerung der
Massnahmen für Sport und Kultur bis Ende 2021 gefordert. Überdies nahmen sowohl
die Kommission als auch der Nationalrat die Petition 20.2025 des Schweizerischen
Katholischen Kirchenmusikverbandes zum Thema «Chorsingen in Zeiten von Corona»
zur Kenntnis. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Sport

Mittels einer Standesinitiative forderte der Kanton Jura im August 2020 die Schaffung
eines Bundesfonds zur Unterstützung von Sport-, Kultur- und Freizeitvereinen, die
von den im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie getroffenen Massnahmen
besonders stark tangiert sind. Der Bundesrat solle in Absprache mit den aus den drei
Bereichen stammenden Verbänden «Regeln und objektive Kriterien» definieren, nach
welchen die Finanzhilfen aus diesem Fonds ausgerichtet werden sollen. Weiter liess der
Kanton Jura verlauten, es sei nicht seine Absicht, die von Bundesrat und BAG
getroffenen Beschlüsse von Ende Februar 2020 zu hinterfragen, er wolle lediglich auf
die damit einhergehenden finanziellen Folgen hinweisen, welche die Existenz gewisser
Organisationen und Vereine gefährdeten. Da anzunehmen sei, dass die bis zum 15. März
2021 ergriffenen Massnahmen über dieses Datum hinaus in Kraft blieben und
gegebenenfalls verschärft werden könnten, spitze sich die Situation für die betroffenen
Vereine weiter zu. Aus diesem Grund bedürfe es nun eines «starke[n] Zeichen[s] der
Solidarität».
Anfang Februar 2021 setzte sich die WBK-SR im Rahmen der Vorprüfung mit dem
jurassischen Anliegen auseinander. In ihrer Medienmitteilung liess sie verlauten, sie
könne die Besorgnis zwar nachvollziehen, sei allerdings der Ansicht, dass die Forderung
der Standesinitiative in der Zwischenzeit durch die vom Bund als Reaktion auf die
Covid-19-Krise durchgeführten Unterstützungsmassnahmen erfüllt worden sei. Folglich
beantragte die Kommission mit 12 zu 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der Initiative keine
Folge zu geben. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.02.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Der Ständerat befasste sich in der Frühjahrssession 2021 mit einer jurassischen
Standesinitiative, welche die Schaffung eines Bundesfonds zur Unterstützung der stark
von den im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie beschlossenen Massnahmen
betroffenen Sport-, Kultur- und Freizeitvereine zum Ziel hatte. Kommissionssprecher
Germann (svp, SH) drückte zwar Verständnis für das Anliegen aus, erklärte gleichzeitig
aber auch, dass dieses angesichts der «sich überschlagenden Ereignisse» mittlerweile
überholt sei. Bei der Standesinitiative handle es sich nicht um das richtige Instrument,
da es rascher Entscheidungen bedürfe. Man werde sich der Thematik jedoch im
Rahmen der Behandlung des nächsten Covid-19-Massnahmen-Pakets annehmen,
welches noch in derselben Session traktandiert sei. Auf diese Worte hin gab die kleine
Kammer der Initiative keine Folge. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Zwischen Juni und Dezember 2018 reichten die Kantone St. Gallen (Kt.Iv. 18.309),
Thurgau (Kt.Iv. 18.318), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.322) und Basel-Landschaft (Kt.Iv. 18.324)
vier ähnliche Standesinitiativen für eine kostendeckende Finanzierung der
Kinderspitäler und Kinderkliniken ein. Darin forderten sie, dass die erbrachten
ambulanten wie stationären Leistungen in Kinderspitälern und -kliniken in der
Tarifstruktur kostendeckend vergütet werden sollten. Die vier Kantone betonten als
Standort- (SG, BS, BL) respektive Trägerkantone (TG) eines der drei eigenständigen
Schweizer Kinderspitäler ihre Betroffenheit, zumal sie die defizitären Spitäler seit
Jahren subventionieren müssten – die beiden Basler Kantone zum Beispiel mit CHF 10
Mio. jährlich. 
Sowohl im spitalambulanten als auch im stationären Bereich sei die Tarifierung für die
eigenständigen Kinderspitäler und die in Erwachsenenspitälern integrierten

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Kinderkliniken ungenügend, kritisierten sie. Bei den Kinderspitälern kämen
verschiedene, erschwerende Faktoren zusammen: So müssten diese einerseits die
ganze Leistungskette von der Grund- bis zur hochspezialisierten Medizin anbieten,
regelmässig besonders aufwendige angeborene Erkrankungen behandeln und hätten
andererseits kaum je die Möglichkeit zur Quersubventionierung durch privat oder
halbprivat versicherte Patientinnen und Patienten. 
Zusätzlich angestiegen seien die jährlichen Defizite zudem durch den Tarmed-Eingriff
des Bundesrates 2018. Das Defizit des Ostschweizer Kinderspitals zum Beispiel sei in
der Folge von CHF 4.2 Mio. (2016) auf CHF 6.3 Mio. (2018) gestiegen; der
Kostendeckungsgrad im ambulanten Bereich des Basler Kinderspitals sei von 78 auf 68
Prozent gesunken. Nicht besser sehe es im stationären Bereich aus, wo die
Fallpauschalen der Swiss DRG die Leistungen ebenfalls nicht adäquat abbildeten. Diese
Probleme würden jedoch von der IV und gewissen Krankenkassen nicht anerkannt,
obwohl sowohl nationale als auch internationale Evidenz die höheren Kosten von
Kinderspitälern gegenüber Erwachsenenspitälern in der Höhe von 20 bis 30 Prozent
belege. 
Der Kanton Basel-Landschaft ergänzte die generelle Handlungsaufforderung der
anderen drei Kantone durch eine Liste mit konkreten Forderungen: Er verlangte die
Aufhebung der Tarmed-Zeitlimitierungen für die Konsultationszeit, eine separate,
kostendeckende Taxpunktbewertung, die Ausnahme der Kinderkliniken von der «Liste
der grundsätzlich ambulant durchzuführenden elektiven Eingriffe» (also von Eingriffen,
die zeitlich relativ frei gewählt werden können), eine Anpassung der Swiss-DRG-
Tarifstruktur auf einen Kostendeckungsgrad der Kinderspitäler von 100 Prozent sowie
eine genügende Abbildung der IV-Fälle in der Tarifstruktur.

Im August 2019 behandelte die SGK-SR die vier Standesinitiativen gemeinsam und liess
dabei Vertreterinnen und Vertreter der vier Kantone zu Wort kommen. Die Kommission
anerkannte, dass die Eigenheiten der Kindermedizin bei der Tarifierung oft ungenügend
berücksichtigt würden, empfand aber eine Kommissionsmotion als das zielführendere
Mittel als die Standesinitiativen, da der Bundesrat die Tarifstrukturen im ambulanten
und stationären Bereich genehmigen müsse. Folglich nahm sie die Forderung der vier
Kantone in eine eigene Motion (Mo. 19.3957) auf und empfahl die vier Standesinitiativen
zur Vermeidung von Doppelspurigkeiten zur Ablehnung. 
Im Dezember 2019 folgte der Ständerat dem Kommissionsantrag stillschweigend, lehnte
die vier Initiativen ab und nahm stattdessen die Kommissionsmotion an. 12

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

In der Sommersession 2008 reichten die Kantone Bern, Freiburg, St. Gallen, Tessin und
Zug Standesinitiativen ein, welche alle im Kern dasselbe forderten: einen stärkeren
Jugendschutz vor gewaltvollen Videospielen. Die Forderungen reichten von einem
gezielten schweizweiten Schutz von Jugendlichen und Kindern vor solchen Spielen, mit
einer einheitlichen Alterskennzeichnung und einem Verkaufsverbot von nicht
altersgerechten Computer- und Videospielen als Mindestforderung (Kt.Iv. ZG 10.302),
über ein generelles Herstellungs- und Verkaufsverbot (Kt.Iv. BE 08.316, Kt.Iv. TI 09.314,
Kt.Iv. FR 09.332), bis hin zu einem Herstellungs- und Verkaufsverbot mit zusätzlichem
Ausbau des Jugendschutzes (Kt.Iv. SG 09.313). Im Sommer 2010 hiessen die beiden Räte
zwei Motionen gut, die ebenfalls ein Verkaufsverbot (Mo. 07.3870), oder gar ein
Herstellungs- und Verkaufsverbot (Mo. 09.3422) verfolgten. Da es keinen Sinn ergebe,
dass sich das Parlament parallel über dieselbe Gesetzesvorlage beuge wie der
Bundesrat, die RK-SR den dringenden Handlungsbedarf in diesem Bereich jedoch
anerkenne, entschied sie in der Frühlingssession 2011 einstimmig, den Gesetzesentwurf
des Bundesrates abzuwarten und die Beratung der Standesinitiativen damit für mehr
als ein Jahr auszusetzen. Die RK-NR folgte ihrer Schwesterkommission und Stände-
und Nationalrat nahmen den Antrag auf Sistierung in der Herbst- und Wintersession
2011 stillschweigend und diskussionslos an. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.06.2011
SARAH KUHN
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Nachdem die RK-SR die Vorprüfung der fünf Standesinitiativen (Kt.Iv. BE 08.316; Kt.Iv.
SG 09.313; Kt.Iv. TI 09.314; Kt.Iv. FR 09.332; Kt.Iv. ZG 10.302) wieder aufgenommen
hatte, nachdem sie zuvor zehn Jahre lang sistiert gewesen waren, kam sie zum Schluss,
dass die Forderungen der fünf Standesinitiativen für einen stärkeren Schutz von
Jugendlichen vor gewaltvollen Videospielen im Entwurf des Bundesrates zum neuen
Bundesgesetz zum Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiel einbezogen
würden und dass beide Kammern im Rahmen der Debatte über das Gesetz ihre
Anliegen einbringen können. Da damit keine weiteren Massnahmen nötig seien,
beantragten die RK-SR sowie die RK-NR, den kantonalen Begehren keine Folge zu
geben. Die beiden Räte folgten diesen Anträgen diskussionslos und stillschweigend. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
SARAH KUHN
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